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Richtlinie zur Bearbeitung und Meldung von Gewaltvorfällen in Schulen 

 

 
Diese Richtlinie gilt für den Umgang mit fol-

genden Straftaten: Raub, Erpressung, gefährli-

che Körperverletzung, Straftaten gegen das 

Leben.  

 

Für Sexualdelikte oder Straftaten gegen die 

sexuelle Selbstbestimmung gilt sie nur, wenn 

diese gegenwärtig sind und daher durch sofor-

tiges Handeln unterbunden werden müssen. In 

allen anderen Fällen findet für diese Taten die 

„Richtlinie für den Umgang mit dem Ver-

dacht auf Straftaten gegen die sexuelle 

Selbstbestimmung“ Anwendung.  

 

Bei allen übrigen Straftaten, Vorfällen, Vor-

kommnissen und besonderen Ereignissen in 

Schulen gilt § 49 Absatz 8 HmbSG  bzw. die 

Verwaltungsvorschrift zur Meldung Besonde-

rer Vorkommnisse (Verwaltungshandbuch für 

Schulen, Schulrecht Hamburg, 5.6.1.).  

 

Auch in diesen Fällen können die Schulen ge-

eignete Beratungs- und Unterstützungsleistun-

gen der Schulaufsicht, der ReBBZ/BZBS sowie 

der Beratungsstelle Gewaltprävention in An-

spruch nehmen.  

 

I. Sofortmaßnahmen 

Bei Gewalttaten (Definition Gewaltkriminali-

tät: gemäß der Polizeilichen Kriminalstatistik) 

sind seitens der Schule die folgenden Maß-

nahmen einzuleiten:  

 Unterbindung der Auseinandersetzung 

einschließlich sofortiger Grenzsetzung und 

Deeskalation (Distanz zwischen den Kon-

fliktpartnern), 

 Unterstützung und Versorgung bei Ver-

letzung, ggf. ärztliche Behandlung, 

 Information der Schulleitung, der Klas-

senleitung und ggf. der Beratungslehrkraft 

oder des Beratungsdienstes, 

 Abwägung und Entscheidung der Ver-

antwortlichen über die aktuelle Gefähr-

dungslage und den weiteren Handlungs- 

und Unterstützungsbedarf,  

 sofortige Einschaltung der Polizei 

(„110“) bei Gefahr im Verzug, 

 Benachrichtigung der Sorgeberechtig-

ten der betroffenen Schülerinnen und Schü-

ler (Geschädigte, Tatverdächtigte), 

 ggf. Entscheidung über eine Suspendie-

rung gemäß § 49 Absatz 9 HmbSG seitens 

der Schulleitung.  

 

 

II. Weitere Aufgaben der Schule 

1. Die Schule ist dafür verantwortlich, dass 

die notwendigen Maßnahmen zur Gefah-

renabwehr getroffen und Hilfen zur Kon-

fliktbewältigung geleistet werden.  

2. Sind strafrechtlich relevante Tatbestände 

objektiv erfüllt, informiert die Schule un-

verzüglich die Polizei (in besonderen Ein-

zelfällen sexualisierter Gewalt siehe 

„Richtlinie zum Umgang der Schulen mit 

dem Verdacht auf Straftaten gegen die se-

xuelle Selbstbestimmung der Schülerinnen 

und Schüler“).  

3. Die Schulleitung sorgt für  

 eine fachgerechte Informationssamm-

 lung zum Vorfall bzw. Ereignis,  

 prüft und wägt mit anderen Verantwort-

 lichen die aktuelle Gefährdungslage, 

 entscheidet über den weiteren Hand-

 lungs- und Unterstützungsbedarf und  

 zeichnet den Meldebogen vor der Ver-

 schickung persönlich ab.  

 

Anschließend leitet die Schulleitung den Bogen 

unverzüglich per Fax (per efax oder Fax) wei-

ter an:  

 die zuständige regionale Schulaufsicht,   

 das zuständige ReBBZ/BZBS, 

 das zuständige Kriminalkommissariat,  

 an die Beratungsstelle Gewaltpräventi-

on. 

 

Das Original des Meldebogens wird im Schü-

lerbogen abgelegt. 

 

4. Etwaige Erziehungs- und Ordnungsmaß-

nahmen werden im Schülerbogen doku-

mentiert.  



 

 

5. Die Schule informiert das ReBBZ/BZBS 

regelmäßig über den Stand der eingeleiteten 

schulischen Maßnahmen.  

6. Die Aktualisierung der korrekten Fax-

Nummern im Meldebogen obliegt der 

Schule.  

 

 

III. Zuständigkeiten der ReBBZ/BZBS 

1. Das ReBBZ/BZBS setzt sich – bei Bedarf 

der Schule – bis Dienstschluss des folgen-

den Werktages nach Eingang der Meldung 

mit der Schulleitung in Verbindung bzw. 

findet sich nach telefonischer Rücksprache 

vor Ort ein.  

2. Das ReBBZ/BZBS unterstützt die Schule 

bei der Erstellung eines Maßnahmenplans 

und in der Einzelhilfe. 

3. Das ReBBZ/BZBS informiert die Schule 

regelmäßig über den Stand der eingeleiteten 

Maßnahmen und dokumentiert diese in der 

eigenen Aktenführung. 

4. Schulen und ReBBZ/BZBS stehen bei 

Schulwechsel (Umschulungen, Umzug) 

verhaltensauffälliger bzw. gewalttätiger 

Kinder und Jugendlicher in der Verantwor-

tung, verbindliche fachliche Übergaben zu 

gewährleisten und zu dokumentieren 

(Übergabegespräche, befristete Begleitung, 

Benennung von bisherigen Ansprechpart-

nern usw.). Datenschutzrechtliche Bestim-

mungen bleiben unberührt. 

 

 

IV. Zuständigkeiten der Beratungsstelle Ge-

waltprävention 

1. Die Beratungsstelle Gewaltprävention setzt 

sich – bei Bedarf der Schule – sofort nach 

Eingang der Meldung mit der Schulleitung 

in Verbindung bzw. findet sich nach telefo-

nischer Rücksprache bei Bedarf vor Ort ein.  

2. Gemeinsam mit der Schulleitung wird erör-

tert, ob und welche Maßnahmen sofort nö-

tig sind und wer diese einleitet. Die Krisen-

intervention ist befristet, die Einleitung von 

sich anschließenden Maßnahmen und An-

geboten zur Einzelhilfe obliegt dem 

ReBBZ/BZBS. In der Regel sind die 

ReBBZ bereits in die sofortige Unterstüt-

zung der Schulen eingebunden.  

3. Nach Abschluss einer Krisenintervention 

wird ein schriftlicher Bericht (Übergabebe-

richt) an das ReBBZ/BZBS, die Schule und 

die Schulaufsicht geleitet. 

4. Die Beratungsstelle Gewaltprävention do-

kumentiert alle Kriseninterventionen in der 

eigenen Aktenführung.  

5. Bei schulischen Großschadensereignissen 

wird das behördliche Hamburger Schulkri-

senteam eingeschaltet und übernimmt die 

Koordination. 

 

V. Auflistung der Straftaten 

Straftat gegen das Leben (§§ 211 bis 222 Straf-

gesetzbuch): Mord, Totschlag, fahrlässige Tö-

tung. 

    

Sexualdelikte oder Straftaten gegen die sexuel-

le Selbstbestimmung (§§ 174 bis 184c Strafge-

setzbuch): sexueller Missbrauch von Kindern 

und Jugendlichen (schulischer Kontext), sexu-

elle Nötigung, Vergewaltigung, Erregung öf-

fentlichen Ärgernisses, Verbreitung pornogra-

phischer Schriften. Beispielsweise Entkleidung 

des Opfers und Berühren von Geschlechtstei-

len, Vollzug des Geschlechtsverkehrs unter 

Gewaltandrohung.    

    

Raub oder Erpressung (§§ 249 bis 256 Strafge-

setzbuch): Wegnahme von Dingen unter Aus-

übung und/oder Androhung von Gewalt 

(Raub), Androhung oder Ausübung von Gewalt 

mit dem Ziel, sich zu bereichern (Erpressung).  

Beispielsweise „Gib mir dein Han-

dy/Taschengeld, sonst schlag ich dich zusam-

men!" 

 

Gefährliche Körperverletzung (§§ 224 ff. 

Strafgesetzbuch): Einsatz von Giften, Waffen 

oder gefährlichem Werkzeug, hinterlistiger 

Überfall, gemeinschaftlich, lebensgefährdend 

oder schwere Körperverletzung: Schädigung 

der Sinnesorgane und/oder der Fortpflanzungs-

fähigkeit, Verlust und/oder Funktionsverlust 

von Gliedmaßen, Entstellung, Lähmung, Be-

hinderung. Beispielsweise ein Schlag mit ei-

nem Schlüssel in der Hand oder mit einem 

Stift, zwei oder mehrere Schüler schlagen ge-

meinschaftlich auf einen Mitschüler ein.



 

 

 


